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Größere Räumlichkeiten für die Stadtbücherei

Und täglich liest das Murmeltier 

uropaweit hatte sich in 
den letzten Monaten 
der Protest gegen das 

„Freihandelsabkommen“ mit Ka-
nada CETA entwickelt.

Nun haben die Abgeordne-
ten des Europaparlaments vor
ein paar Tagen richtungswei-
sende Entscheidungen getrof-
fen. Leider entschieden sich die 
meisten Abgeordneten für die 
Interessen der Konzerne. 
Damit ist der Versuch, CETA 
zu stoppen, auf europäischer 
Ebene vorerst gescheitert.

Bereits im Dezember hatte 
der SPD-Vorsitzende Siegmar 
Gabriel seine Leute auf CETA 
eingeschworen. Erst dadurch 
wurde die jetzige Verabschie-
dung durch Konservative und 
Sozialdemokraten im Europa-
Parlament möglich. Hinter den 
Argumenten für das Abkom-
men steckt aber ein großer 
Schwindel .

Schwindel Nr. 1: CETA 
schützt die Rechte von Arbeit-
nehmerInnen

Schwindel Nr. 2: CETA ist 
ein guter Deal für Umwelt und 
Klima

Schwindel Nr. 3: CETAs 
Investorenrechte schützen 
staatliche Regulierungen zum 
Schutz von Umwelt, Klima und 
Gesundheit

Schwindel Nr. 4: CETA 
schützt öffentliche Dienstleis-
tungen wie Gesundheit und 
Wasser

Schwindel Nr. 5: CETA 
schafft einen unabhängigen 
Gerichtshof für Investor-Staat-
Klagen

Schwindel Nr. 6: CETA 
sichert Standards zum Schutz 
von Mensch und Umwelt.

Genau das Gegenteil ist der 
Fall: CETA ist allein auf die Inte-
ressen der Konzerne ausgerich-
tet – Arbeitnehmerrechte, die 
Umwelt und die Selbstbestim-
mung von Kommunen werden 
ausgehöhlt!

Jetzt muss CETA von 38 na-
tionalen und regionalen Parla-
menten in allen EU-Staaten rati-
fiziert werden. Wenn hier nur 
ein Parlament nein sagt, dann 
ist CETA tot. Deshalb werden 
die Aktivitäten gegen das Ab-
kommen weiter gehen.

ei den Jahresberichten 
der Barmstedter Stadt-
bücherei im Ausschuss 

für Kultur, Schule und Sport 
fühlt man sich unweigerlich an 
den Hollywood-Film mit dem 
Murmeltier aus dem Jahr 1993 
erinnert. Denn was die Leiterin 
der Stadtbücherei, Frau Sabine 
Jülich, dort Jahr für Jahr vor-
trägt, gleicht sich leider ein ums 
andere Mal, zumindest in einem 
Punkt: Der räumliche Mangel 
zieht sich durch die Jahresberich-
te der Stadtbücherei seit mehr 
als 10 Jahren.

Bedenklich ist dabei, dass 
sich dieser Mangel nicht nur auf 
die reinen Publikumsflächen be-
schränkt, sondern auch die Mit-
arbeiter betrifft. So berichtete 
Frau Jülich in ihrem Jahresbericht 
2017 über eine sicherheitstech-
nische Begehung im November 
2016. Zu den Arbeitsplätzen der 
Mitarbeiter heißt es dort: „Die 
vorhandenen Bedingungen sind 
für die Mitarbeitenden nicht 
zumutbar und bedürfen dringend 
einer Änderung, da die räumli-
che Enge keine ergonomische 

Arbeitsplatzgestaltung zulässt. 
[…] Gesundheitliche Beeinträch-
tigungen der Mitarbeitenden 
werden vom Arbeitgeber in Kauf 
genommen.“ Der Bericht kommt 
weiter zu dem Fazit: „Im Hinblick 
auf eine Weiterentwicklung des 
Angebotes der Stadtbücherei für 
die Barmstedter Bürgerinnen und 
Bürger [...] und der räumlichen 
Enge, unzureichenden Sanitärbe-
reiche und beschriebenen Nicht-
einhaltungen der Anforderungen 

der Arbeitsstättenverordnung 
sollte entweder ein Erweiterungs-
bau oder ein anderer Standort 
in Erwägung gezogen werden. 
In jedem Fall besteht dringender 
Handlungsbedarf, um gesund-
heitliche Beeinträchtigungen und 
Gefährdungen zu reduzieren.“

Hier offenbaren sich aus 
Sicht der BALL ein weiteres Mal 
auf dramatische Art die Folgen 
eines diktierten Sparhaushaltes. 
Spätestens wenn es um die Ge-

sundheit der eigenen Mitarbeiter 
geht, muss im Sinne der Fürsor-
gepflicht des Arbeitgebers, also 
der Stadt, für eine verbesserte 
Situation gesorgt werden. 

Darüber hinaus verdeutlicht 
der Blick über die Stadtgrenzen, 
dass öffentliche Bibliotheken 
nicht mehr reine Ausleihstatio-
nen, sondern Begegnungsstät-
te für alle Generationen und 
Kulturen sind. „Die Stadtbücherei 
Barmstedt versteht sich, so for-
muliert es Frau Jülich, als Kultur- 
und Lernort, als Vermittlerin von 
Medien - und Informationskom-
petenz, als Ort der Innovation 
und Integration und als moderne 
Dienstleisterin für die Menschen, 

Gruppen und Institutionen ihrer 
Kommune und ihres Einzugsge-
bietes“.

Dieser Einschätzung schließt 
sich die BALL ausdrücklich an, 
davon abgesehen, was eine 
zeitgemäße Bibliothek mit hoher 
Aufenthaltsqualität und einem 
breiten Angebot für die Lebens-
qualität und damit auch für die 
Attraktivität von Barmstedt be-
deutet. Dass das Geld kostet, ist 
ebenso klar wie die Antwort der 
meisten anderen Barmstedter 
Fraktionen auf die Wünsche der 
Bibliothekarin: „Dafür ist kein 
Geld da!“ Die BALL bleibt jedoch 
dabei, dass eine vernünftige 
Finanzierung und Ausstattung im 
Bildungs- und Sozialwesen Vo-
raussetzung für ein lebendiges, 
kulturelles, demokratisches und 
soziales Miteinander und damit 
letztlich auch Bedingung für 
wirtschaftliche Entwicklung ist.

Auf Antrag der BALL-Frak-
tion beschloss der Ausschuss 
für Kultur, Schule und Sport in 
seiner Sitzung am 23.01.2017, 
die Verwaltung zu beauftragen, 
die Möglichkeiten und Kosten 
für Erweiterung oder Umzug 
der Stadtbücherei zu prüfen. 
Direkt geäußert wurde dabei 
die Idee eines Umzugs in das 
ehemalige Hotel Stadt Hamburg 
am Marktplatz. Damit wäre die 
Bibliothek dann auch im tatsäch-
lichen Zentrum von Barmstedt 
angekommen und nicht nur 
in dem in den 1970er Jahren 
angedachten „neuen Zentrum“ 
am Holstenring.
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Weiter
gegen
CETA

I n der Schulausschusssitzung im Januar forderten die BALL-
Vertreter deutliche Verbesserungen bei der Betreuung von 
Schulkindern an der Grund- und Gemeinschaftsschule. BALL-

Stadtvertreter Dr. Günter Thiel: „Für rd. 30 Schulkinder müssen 
endlich ausreichend große und feste Räumlichkeiten geschaffen 
werden, in denen die Kinder vor und nach dem Unterricht in Ruhe 
betreut werden können. Zudem erwarten wir, dass diese wichtige 
Arbeit nicht über prekäre Arbeitsverhältnisse erfolgt.“ Zudem 
müsse die Stadt sich damit befassen, ob perspektivisch die Be-
treuungskapazitäten und die Betreuungszeiten ausreichend sind.

A

Barmstedter Linke Liste fordert:

Neue KITA jetzt !
uf der letzten Sitzung 
des Sozialausschusses 
wurde von der Stadt-

verwaltung berichtet, dass sich 
die Anzahl der Kinder auf den 
Wartelisten für einen KITA-/
Krippenplatz zum August 2017 
weiter erhöht hat. Bis ein neuer 
Kindergarten gebaut ist, wird 
die Platznot teilweise durch Ta-
gesmütter – auch aus Umland-
gemeinden – etwas verringert. 
Dieses darf aber keine  Dauer-
lösung sein.

Der Bau eines weiteren Kin-
dergartens wird also immer 
drängender, zumal in Barmstedt 

mehrere neue Baugebiete ent-
stehen. Und hier taucht jetzt ein 
Problem auf:

Seit dem 1. August 2013 
gilt der Rechtsanspruch auf 
einen Krippenplatz oder eine 
Betreuung in der Tagespflege. 
Da müsste das Sozialministeri-
um in Kiel doch eigentlich alles 
unternehmen, um das Angebot 
an KITAs zu erhöhen. Aber genau 
das Gegenteil ist zurzeit der Fall.
Wollte in der Vergangenheit ein 
Träger (z.B. die AWO oder die 
Diakonie) einen Kindergarten 
bauen und die entsprechenden 
Zuschüsse erhalten, musste ein 
„Interessenbekundungsverfah-
ren“ in Gang gesetzt werden. 
Dieses Verfahren gibt es seit 
letztem Jahr aber nicht mehr und 
neue Vergaberichtlinien sind in 
Kiel noch nicht in Kraft getreten. 

Auskunft, wie und wann jetzt 
verfahren werden soll, gibt das 
Ministerium nicht!

Mit anderen Worten: Die Um-
setzung des Rechtsanspruchs auf 
einen KITA Platz wird – zumin-
dest im Moment – nicht befolgt.

Die BALL fordert, dass jetzt 
alle möglichen Hebel in Gang ge-
setzt werden, um das Problem zu 
lösen. Unabhängig von den neu-
en (bisher unbekannten) Kieler 
Vergaberichtlinien können seitens 
der Stadt einige Dinge bereits in 
Angriff genommen werden:
n  Gespräche mit möglichen 
Trägern eines neuen Kindergarten
n  Suche nach einem geeigneten 
Grundstück
n  Gegebenenfalls muß die Stadt 
selbst Träger des Kindergartens 
werden.

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 
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Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.
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„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

Henrik
Pünner

Umfrage
Die medizinische Versorgung im ländlichen Raum und in klei-
nen Städten wie z. B. in Barmstedt, wird zusehends schwie-
riger. Überfüllte Wartezimmer bei den Hausärzten und oft 
monatelange Wartelisten bei den Fachärzten. Hinzu kommt, dass 
die Facharztpraxen sich in Elmshorn oder Pinneberg befinden und 
somit von vielen Barmstedtern ohne Auto schwer erreichbar sind.

Ihre Meinung ist uns wichtig!

Benötigen wir mehr Hausärzte in Barmstedt?       Ja        Nein

Wie beurteilen Sie die Notfallversorung ?            Gut       Schlecht

Welche Fachärzte sollten auch in Barmstedt erreichbar sein?

Augenheilkunde           Ja          Nein

Frauenheilkunde          Ja          Nein

Orthopädie                  Ja          Nein

oder 

Bitte ausfüllen und senden an 
Helmut Welk, Nappenhorn 29, 25355 Barmstedt.

medizinische Versorgung 
in Barmstedt

BALL fordert Verbesserungen 
bei der Schulkinderbetreuung

✂



Stadthaushalt 2017

um Haushalt 2017 der 
Stadt Barmstedt gab BALL-
Fraktionsvorsitzender 

Dr. Günter Thiel in der Februarsit-
zung der Stadtvertretung folgen-
de Stellungnahme ab: „Während 
hier auf kommunaler Ebene über 
bescheidene Beträge für die 
Schulen, soziale und kulturelle 
Einrichtungen oder den Sport ge-
rungen wird und die Bürgerinnen 
und Bürger wo immer möglich 
zur Kasse gebeten werden, sehen 
wir, wie anderenorts Milliarden-
beträge verbrannt werden, die in 
den Kommunen wie Barmstedt 
fehlen. Zwei aktuelle Beispiele:
n   Die verschiedenen Landesre-
gierungen von CDU und SPD ha-
ben mit ihrer neoliberalen Politik 
der HSH-Nordbank gigantische 
und riskanteste Kreditgeschäfte 
ermöglicht, und das Ende werden 
jetzt die Menschen in Hamburg 
und Schleswig-Holstein ausba-
den: 16 bis 20 Mrd. Euro sollen 
die Verluste betragen. Nimmt 
man nur die Hälfte des von 
Schleswig-Holstein zu tragenden 
Anteils von 16 Mrd. Euro, so sind 
die Barmstedterinnen und Barm-
stedter überschlägig gerechnet 
mit einem Anteil von rd. 28 Mio. 
Euro dabei. Die Verschuldung 
unserer Stadt liegt bei rund 21 
Mio. Euro. Man könnte somit auch 
auf die Idee kommen, dass das 
Land einen Schuldenschnitt für 
Gemeinden mit besonders hoher 
Verschuldung machen könnte.
n   Von der jüngsten sogenann-
ten Münchener „Sicherheitskon-
ferenz“ wurden nicht zuletzt von 
der schwarz-roten Bundesregie-
rung gefährliche Botschaften ge-
sendet, die auch alle Kommunen 
sehr massiv betreffen: 130 Mrd. 
Euro will die Bundesregierung in 
den kommenden Jahren zusätz-
lich in die Aufrüstung stecken 
und den gefährlichen Kurs der 
US-geführten Nato in Richtung 
Eskalation mitgehen. Die Barm-
stedterinnen und Barmstedter 
wären anteilig mit mehr als 16 
Mio. Euro dabei.  Mit diesen 
16 Mio. Euro könnten wir den 
dringend benötigten weiteren 
Kindergarten bauen, wir könnten 
der Stadtbücherei größere Räum-
lichkeiten geben, der Feuerwehr 
eine neue Unterkunft bauen, an 
der Grund- und Gemeinschafts-
schule für die Schulkinderbetreu-
ung angemessene Räumlichkei-
ten errichten, am Gymnasium 
eine Aula bauen und den Bau von 
Sozialwohnungen z. B. durch die 
Bereitstellung von Grundstücken 
in Erbpacht fördern.

Der Haushalt 2017 der Stadt
leidet weiterhin an dem Grund-
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Flüchtlingsabwehr

enschenrechtsorgani-
sationen wie Amnesty 
International üben 

scharfe Kritik an der deutschen 
Flüchtlingspolitik. Die Organisati-
onen stellen fest, die CDU/CSU/
SPD-Bundesregierung habe
die rechtl ichen Rahmenbedin-
gungen für Asylsuchende in den 

vergangenen zwölf Monaten 
erheblich verschlechtert. Neu-
este Idee: Zur Durchsetzung 
von Abschiebungen sollen die 
Mobiltelefone von Geflüchteten 
ausgelesen werden und die Ab-
schiebehaft soll verlängert wer-
den. Begleitet wird das Ganze 
durch mehr als 3500 Überfälle 

auf Flüchtlingsunterkünfte und 
Flüchtlinge im Jahr 2016.

Außerdem verursacht die 
von Deutschland dominierte 
EU-Flüchtlingsabwehr Massen-
sterben im Mittelmeer. Im ver-
gangenen Jahr hat die Zahl der 
Menschen, die auf der Flucht 
nach Europa im Mittelmeer 
umkamen, einen neuen Rekord 
erreicht: Es starben im Jahr 
2016 dort 5.085 Menschen, 
2015 waren es ca. 3900.

Mehr als besorgniserregend 
sind auch die beginnenden 
Sammelabschiebungen in 
einigen Bundesländern nach 
Afghanistan, obwohl Experten 
und UN-Organisationen drin-
gend davor warnen und bereits 
einige aus Deutschland nach 
Kabul verbrachte Flüchtlinge 
dort Opfer eines Anschlags 
geworden sind. Die CDU/CSU/

SPD-Regierung will  dieses Jahr 
die Zahl der Abschiebungen 
deutlich steigern; vergangenes 
Jahr belief sie sich bereits auf 
rund 80.000 Personen. Von 
der Willkommenskultur zur 
Abschiebekultur.

Beinahe 15 Jahre nach dem 
Beginn des NATO-Kriegs gegen 
Afghanistan und der unter 
starker deutscher Beteiligung 
durchgeführten Besatzung 
herrschen in dem Land kata-
strophale wirtschaftliche und 
soziale Verhältnisse, kriegs-
ähnliche Zustände sowie eine 
miserable Sicherheitslage. Mehr 
als 250.000 Menschen sind 
dem Krieg direkt oder indirekt 
zum Opfer gefallen. Die Zahl 
der afghanischen Flüchtlinge 
wird von den Vereinten Nati-
onen aktuell auf 1,5 Millionen 
geschätzt – mit steigender 

problem der zu geringen Finanz-
ausstattung durch Land und 
Bund, an der auch die jüngste 
kommunale Finanzreform der 
Landesregierung nichts Nen-
nenswertes geändert hat. Das 
Defizit im Verwaltungshaushalt
wird um weitere mehr als 2 Mio.
Euro ansteigen und dann am
Ende diesen Jahres bei rd. 5 Mio.
Euro liegen. Und das, obwohl
jede Haushaltsposition dreimal
umgedreht wurde und die Stadt-
werke ihren hohen Beitrag zur 
Haushaltsentlastung leisten. Alle 
Ausgaben im Bereich Soziales,
Schulen, Kultur, Jugend und
Sport sind seit vielen Jahren
eingefroren und werden somit
jährlich real gekürzt.

Bei Straßenausbauten werden 
die Anlieger mit hohen Beiträ-
gen herangezogen, in der Stadt-
verwaltung schieben die Mitar-
beiter 2000 Mehrarbeitsstun-
den vor sich her, im schönen 
und guten Seniorenheim des 
Zweckverbandes haben die 
Mitarbeiterinnen durch Gehalts-
verzicht den Defizitzuschuss 
der Gemeinden gesenkt. Einem 
Haushalt, der unter dem Diktat 
der Finanznot zu entwickeln ist, 
wollen wir nicht zustimmen.
Bei einer anderen Politik könnte 
den Gemeinden tatsächlich das 
in den hohen Texten beschrie-
bene Selbstverwaltungsrecht 
ermöglicht werden, denn Geld 
ist genug da, wie allein die zwei 
eingangs angeführten Beispiele 
zeigen.

Auf der anderen Seite muss 
man angesichts der prekären 
Finanzlage im Haushalt einige 
Dinge als positiv herausstellen, 
so z. B. dass der Stellenplan bei 
der Stadt abgesichert ist und 
sogar eine Perspektivstelle für 
einen Auszubildenden enthält; 
der Mietwohnungsneubau in 
der Feldstr.; die Investitionen 
bei der Feuerwehr; die Substan-
zerhaltung in den öffentlichen 
Gebäuden und Schulen; die gute 
Unterbringung und Betreuung 
der Flüchtlinge nicht zuletzt 
durch hohen ehrenamtlichen 
Einsatz, die Unterstützung des
Kunstrasenbaus an der Düster-
lohe, die Aufrechterhaltung der
sozialen und kulturellen Einrich-
tungen oder die Unterhaltung 
des kommunalen Senioren-
heims.“

Dr. Günter
Thiel

Sag mir, wo die Bäume sind ... 
W enn ein gewisser 

Donald Trump Bürger-
meister in Barmstedt 

wäre, dann hätte er Anfang des 
Jahres womöglich getwittert: 

„Seht, was in Barmstedt passiert 
ist. Flüchtlinge haben an der 
Krückau ein Kettensägemassa-
ker veranstaltet, deutsche Bäu-
me massenweise ausgelöscht.“
Nun ist Donald Trump nicht 
Bürgermeister von Barmstedt 
(obwohl dies für die Welt 
wahrscheinlich ein Segen wäre), 
Fakt (nicht Fake!) ist allerdings, 
dass an der Krückau Ende des 
vergangenen Jahres deutlich

mehr Bäume als geplant gefällt 
worden sind.
Sinnvoll wäre es gewesen, ein 
gutes Dutzend abgestorbener 

Erlen und Ahorne zu fällen; 
tatsächlich ist ein Mehrfaches 
dieser Menge an Bäumen abge-
holzt worden.

Diese Maßnahme wird nun 
auch von der Verwaltung als 
Fehler eingestuft; es soll ein 
Sicherungsverfahren eingeführt 
werden, damit sich solche Ak-
tionen in Zukunft nicht wieder-
holen. Damit die Allee an der 
Krückau auch weiterhin erhal-

Der damalige Umweltaus-
schussvorsitzende Rolf Steck-
mest von der BALL-Fraktion 
hat sich schon vor knapp zehn 
Jahren für eine Baumschutzsat-
zung in Barmstedt eingesetzt, 

im Jahre 2008 wurde der Ent-
wurf einer Baumschutzsatzung 
im Umweltausschuss beraten 
und befürwortet – fand dann 
aber in der Stadtvertretung 
keine Mehrheit .

Nun befürwortet auch die 
Bürgermeisterin die Einführung 
einer Baumschutzsatzung. Im 
Umweltausschuss soll ein neuer 
Anlauf unternommen werden, 
eine Baumschutzsatzung für 
Barmstedt zu erlassen. An der 
Position der BALL hat sich in 
dieser Frage nichts geändert . 
Wir halten es nach wie vor 
für wichtig, den wertvollen 
gewachsenen Baumbestand 
in unserer Stadt zu schützen, 
weil dieser das Stadtbild prägt 
und nicht zuletzt eine wichtige 
Rolle für das Stadtklima spielt. 
Bäume wandeln Kohlendioxid 
in lebensnotwendigen Sauer-
stoff um und bieten für viele 
Insekten, Vögel und anderen 
Organismen einen Lebensraum.

BALL unterstützt weiter-
hin die Einführung einer 
Baumschutzsatzung

ten bleibt, sollen Ersatzbäume 
gepflanzt werden.

Herbert
Flick

Gegen soziale Not und Armut:

Sofortmaßnahmen 
s war die SPD/Grünen-Bun-
desregierung unter Kanzler 
Schröder, die für den größ-

ten Sozialabbau zu Lasten der 
arbeitenden Menschen in der 
Geschichte der Bundesrepublik 
gesorgt hat; CDU/CSU und FDP 
klatschten begeistert Beifall. Die 
Folgen: langjährig Beschäftigte 
landen nach einem Jahr Arbeits-
losengeld 1-Bezug bei Hartz-IV. 
Auf die noch Beschäftigten wur-
de dadurch erheblicher Druck 
aufgebaut, um niedrige Löhne 
und Druck am Arbeitsplatz zu 
akzeptieren. Ungesicherte Arbeits-
verhältnisse oftmals ohne Ren-
tenversicherung – befristete 
Jobs; Werkverträge; Mini-Jobs; 
Leiharbeit – wurden vor allem 
für junge Menschen die Regel. 
Millionen Menschen, darunter 

mehr als 2 Millionen Kinder, 
leben inzwischen in Hartz-IV-Be-
darfsgemeinschaften; in Barm-
stedt sind es mehrere Hundert 
Personen. Hunderttausende sind 
den oftmals willkürlichen Sankti-
onen der job-center ausgeliefert, 
in deren Folge die Hartz-IV-Sätze 
in mehreren Stufen bis auf Null 
gekürzt werden.  Viele verdienen 
so wenig, dass sie ihr Einkommen 
auf den Hartz-IV-Satz aufstocken 
müssen. Aktuell erleben wir ein 
wenig glaubwürdiges Schauspiel: 
SPD-Kanzlerkandidat Schulz, der 
als SPD-Präsidiumsmitglied zu-
sammen mit Gabriel, Steinmeier, 
Nahles und Schröder seinerzeit 
die ganzen „Agenda 2010“-
Schweinereien beschlossen hat 
und auch im Europa-Parlament 
nicht durch soziale Politik auf-

gefallen ist, findet die „Agenda 
2010“, also die Massenarmut 
und die Millionen prekären 
Arbeitsverhältnisse,  zwar im 
Prinzip gut, aber es müßten 
leichte Verbesserungen her, so 
die Verlängerung des Arbeitslo-
sengeld 1-Bezugs für bestimmte 
Arbeitnehmer. Dagegen ist nichts 
einzuwenden, aber das ist fast 
nichts. Im Einklang mit Sozialver-
bänden, Arbeitsloseninitiativen, 
der LINKEN und fortschrittlichen 
Gewerkschaftern unterstützt die 
BALL u. a. diese Forderungen zur 
Armutsbekämpfung:
n  Deutliche Erhöhung des Min-
destlohns von jetzt 8,84 Euro auf 
12,– Euro pro Stunde.
n  Befristete Arbeitsverhältnisse, 
Werkverträge und Leiharbeit müs-
sen rigoros eingeschränkt werden.

n  Weg mit den Hartz-IV-Sank-
tionen !
n  Sofort deutliche Aufstockung 
des Hartz-IV-Satzes auf 500,– 
Euro/Monat und ebenso deutli-
che Aufstockung der Grundsiche-
rungsrente.
n  Die realen Miet- und Heizkos-
ten müssen anerkannt werden.
n  Es muß eine eigenständige 
bedarfsdeckende viel höhere 
Kindergrundsicherung her.
n  Kurzfristig darf das Kindergeld 
nicht als Einkommen in Hartz-IV-
Bedarfsgemeinschaften ange-
rechnet werden.

Mit Hunderten von Milliarden 
Steuergeldern werden die Groß-
banken unterstützt, mit 130 Milli-
arden Euro will die Bundesregie-
rung aufrüsten (s. o.). Man sieht: 
Geld ist genug da zur Linderung 
von sozialer Not. Aber es muß 
eine sozialere Politik durchge-
setzt werden, und dazu benötigt 
die LINKE im Bundestag noch 
erheblich mehr Unterstützung.
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Straßenausbaubeiträge:

Widerstand formiert sich 
ult-Cowboy Lucky Luke 
schießt bekanntlich 
schneller als sein Schat-

ten. Jetzt haben die USA einen 
zukünftigen Präsidenten, der 
etwas Ähnliches fertig bringt: 
Sein Mund redet schneller als 
sein Gehirn denkt!

Mit Lügen, Verleumdungen 
und mit Pöbeleien aber ohne 
fundierte Programmatik hat 
Donald Trump die Wahl ge-
wonnen. Er hat sich sozusagen 
an die Macht getrumpelt. 
Rechte, nationalistische und 
erzkonservative Kräfte in den 
USA und auch in Europa jubeln. 
Da macht es auch nichts, dass 
Trump schon nach kurzer Zeit 
in einigen Punkten zurück 
rudern musste (z.B. Mauerbau 
gegen Mexiko, Ausweisung 
von „Illegalen“). Jetzt liegt die 
Vorschlagsliste für die künftige 
US-Regierung vor und sie liest 
sich wie die Darstellerliste 
eines Horrorfilms. Langjährige 
Kumpane, klerikale Hardliner 
und Milliardäre sowie die direk-
ten Vertreter aus der „wall-
street“ sollen Amerika wieder 

„groß machen“. Koordiniert von 
dem Chefstrategen Stephen 
Bannon, einem bekennenden 
Rechtsradikalen.

Welche Auswirkungen das
Ganze haben wird, ist im Ein-
zelnen noch nicht abzusehen.
Aber klar ist jetzt schon: Innen-
politisch wird das Land weiter 
zerrissen werden, die Schere 
zwischen arm und reich wird 
weiter auseinander gehen, eine
weitere Aufstockung der astro-
nomischen Rüstungsausgaben
ist angekündigt. Es ist zu be-
fürchten, dass die USA konkre-
te Maßnahmen zum Klima-
schutz verhindern werden. Wel-
che außenpolitischen Folgen 
Trumps Kurs haben wird, ist 
noch nicht genau zu erkennen. 

m 13.12.2016 beschlos-
sen CDU, FWB, SPD und
Grüne in der Stadtvertre-

tung die Straßenausbauprogram-
me für den Weidkamp und die 
Gebrüderstraße. Die BALL-Frak-
tion stimmte dagegen. Wir sind 
selbstverständlich nicht gegen 
die Erneuerung der Straßen und 
der Kanalisation, aber gegen die 
erhebliche finanzielle Heranzie-
hung der Anwohner.

In Baden Württemberg, Ber-
lin und neuerdings in Hamburg 
werden keine Straßenausbau-
beiträge erhoben. In einigen an-
deren Bundesländern ist es den 
Städten freigestellt. Die BALL-
Fraktion lehnt die Erhebung ab, 
da nach unserer Auffassung der 
Straßenausbau aus der KFZ-

und Mineralölsteuer sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Anfang November berichte-
te die „Barmstedter Zeitung“un-
ter der Überschrift: „Zoff um 

Straßenbau – der Widerstand 
formiert sich” über die hohen 
Ausbaubeiträge in den verschie-
denen Elmshorner Strassen. Für 
ca. 1.000 Quadratmeter-Grund-
stücke sollen die Anwohner zwi-
schen 9.000.- bis 11.000.- Euro 

aufbringen. Ein Anwohner, des-
sen Eckgrundstück gleichzeitig 
an drei neu auszubauenden 
Straßenzügen liegt, soll jetzt 
39.500.- Euro bezahlen. 

In Neumünster haben betrof-
fene Anlieger im Internet eine 

Petition an die Kieler Landesre-
gierung auf den Weg gebracht. 
Inzwischen wurde die Petition 
von weit mehr als der erforder-
lichen Unterstützeranzahl unter-
zeichnet. Jetzt ist die Landes-
regierung gezwungen sich mit 
der Petition zu befassen. (www. 
openpetition.de/petition/online/
abschaffung-strassenbaubeitraege-
in-schleswig-holstein-keine-staatlich-
angeordnete-existenzgefaehrdung)

Die Barmstedter Stadtvertre-
tung hat zudem gegen die Stim-
men der BALL-Fraktion eine wei-
tere Erhöhung der Straßenaus-
baubeiträge beschlossen. Bei 
der Erneuerung von „Anlieger-
straßen” sollen die Beiträge für 
die Grundstückseigentümer von 
75% auf 85%, bei „Haupter-
schließungsstraßen” von 50% 
auf 55% und bei „Hauptverkehrs-
straßen” von 25% auf 35% her-
aufgesetzt werden. Nach diesen 
neuen Sätzen wird aber erst ab 
2019 abkassiert, also nach der 
nächsten Kommunalwahl. Der 
Ausbau der derzeit bereits in 
Planung oder im Bau befind-
lichen Straßenzüge fällt somit 
nicht unter diese Erhöhung.
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An die Macht
getrumpelt

Barmstedter Linke Liste zum Bebauungsplan 72:

Stadtentwicklung behutsam 
D ie BALL-Fraktion hat dem 

Aufstellungsbeschluss für 
den B-Plan 72 für den 

Bereich Düsterlohe/Bornkamp 
(ehemalige Baumschulgebiete 
östlich und nördlich der Sport-
plätze) nicht zugestimmt: Die 
BALL steht grundlegend zum 
Grundsatzbeschluss der Stadt-
vertretung, dass B-Pläne dort
aufzustellen sind, wo die Stadt 
im Besitz der Flächen ist und wo 
ein städtebauliches Erfordernis 
besteht. Die Flächen sind nicht 
im Besitz der Stadt, und damit 
erübrigt sich eigentlich alles 
Weitere. Ziel des Grundsatzbe-
schlusses war es u. a., dass die 
Stadt vom Bodenwertzuwachs-
gewinn, der durch die Bauland

ausweisung entsteht, einen An-
teil erhält. 

Die BALL spricht sich aber 
auch gegen eine unkontrollierte 
großflächige Baulandausweisung 
im Randbereich aus - auf jeden 

Fall gegen eine Bebauung des 
nördlichen Bereichs im B-Plan 
72 (Teil B) an der Düsterlohe.

Folgende Gründe:

1. Die kommunalen Infrastruk-
tur-Folgekosten sind unbekannt, 
wahrscheinlich aber werden sie
höher liegen als die Steuer-Mehr-

einnahmen und damit die Finanz-
not der Stadt vergrößern. Ein 
Gutachten der Stadt Wedel 
(„Fiskalische Wirkungsanalyse“) 
plädiert deshalb für eine behut-
same Stadtentwicklung.

2. In Barmstedt gibt es inzwi-
schen weitere B-Pläne, Woh-

nungsbauprojekte und Baustel-
len im innerstädtischen Bereich, 
die erst einmal abgearbeitet 
werden müssen.
 
3. In den nächsten 10 - 20 
Jahren wird es sehr großen 
innerstädtischen Modernisie-
rungs- und Erneuerungsbedarf 

K

Strompreise steigen
ie Stadtvertretung beschloss auf ihrer Dezember-Sitzung 
eine Erhöhung der Strompreise ab 1.2.2017 um etwa 1.2 
%. Dabei blieben die Arbeitspreise unverändert, jedoch 

wurden die Grundpreise angehoben. Die BALL-Fraktion stimmte 
gegen die Erhöhung. „Im letzten vorliegenden Jahresergebnis 
erzielen die Stadtwerke insgesamt 
in der Stromsparte einen Gewinn 
von rund 759.000,– Euro, und 2016 
sieht es auch nicht schlecht aus. 
Da passt eine Erhöhung schlecht 
in die Landschaft“, so BALL-Frak-
tionssprecher Dr. Günter Thiel.

geben, der aus stadtplanerischer 
Sicht vorrangig zu lösen ist (z. B. 
Reihen-, Einfamilienhäuser und 
Genossenschaftswohnungen der 
50er, 60er-Jahre mit oftmals gro-
ßen Grundstücken), bevor in die 
Fläche hinein gebaut wird.

4. Es besteht vor allem Bedarf an 
bezahlbaren kleineren Mietwoh-
nungen für ältere Menschen und 
für Single-Haushalte, und diese 
sollten eher im innerstädtischen 
Bereich entstehen. 

Immer wieder auf der Tagesordnung:

Es fehlen Kita-Plätze 
eit langem weist die BALL
daraufhin, dass die Schaf-
fung eines weiteren Kin-

dergartens in Barmstedt in An-
griff zu nehmen ist. Die neues-
ten Zahlen aus unserer Stadt be-
stätigen dieses.

Auf der kurzfristig einberufe-
nen, außerordentlichen  Sitzung 
des Sozialausschusses am 28. 
November informierte die Stadt-
verwaltung über den aktuellen 
Stand bei den Kitas. Demnach 
stehen 43 Kinder auf der War-

teliste für einen Krippenplatz 
zum 01.08.2017, dem Beginn 
des neuen Kindergartenjahres 
(Stand 17.11.2016). Bei den 
„Regelkindern“ist die Situation 
ähnlich prekär.

Da für das Jahr 2017 bei 
Kreis und Land keine Zuschüsse 
für einen Neu- oder Umbau 
mehr beantragt werden können, 
müssen kurzfristig andere 
Lösungen her. Für die Betreuung 
von Krippenkindern soll der 
Einsatz von Tagesmüttern und 

–vätern erweitert werden.
Perspektivisch ist nach Auf-

fassung der BALL jedoch der Bau 
eines weiteren Kindergartens 
mit Krippenbetreuung notwen-
dig. Bei der Ausweisung und 
Planung von Neubaugebieten 
muss dieses berücksichtigt wer-
den. Die Stadtverwaltung ist 
aufgefordert hier rechtzeitig 
nach einem möglichen Träger 
Ausschau zu halten sowie für die 
Finanzierung zu sorgen und die 
Kreis- und Landeszuschüsse zu 

beantragen. 
Von der Landespolitik erwar-

ten wir, dass die Kommunen bei 
den Kita-Folgekosten erheblich 
mehr entlastet werden und dass 
endlich die Elternbeiträge abge-
schafft werden, und zwar sofort 
und nicht nur als Wahlkampfan-
kündigung für die ferne Zukunft.
Im ersten Schritt muss es zumin-
dest den gebührenfreien Halb-
tagsplatz für alle geben, so wie 
es in Hamburg seit geraumer 
Zeit der Fall ist.

„Ich fürchte, Amerika wird 
ausgeblutet werden und 
seine Leute werden sich 
bereichern.  Das war unter 
Bush so und das wird unter 
ihm auch so sein.“

(Walter Sittler, Schauspieler, 
mit deutschem und US-
Pass zur Präsidentschaft 
von Trump)

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

Dr. Günter
Thiel

Helmut
Welk

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.
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Tendenz. Die Zusammenarbeit 
der NATO mit den regionalen 
Warlords gegen die Taliban 
hat den Drogenanbau zum 
wichtigsten Wirtschaftszweig 
anwachsen lassen. 40 Prozent 
aller Afghanen leben unterhalb 
der nationalen Armutsgrenze. 
Aktuell sind 2,7 Millionen der 
rund 30 Millionen Afghanen 
unterernährt. Die Kindersterb-
lichkeit zählt zu den höchsten 
weltweit.

Die Bundesregierung stuft 
Afghanistan als „sicheres Her-
kunftsland“ ein, um die Depor-
tationen rechtlich durchsetzen 
zu können. In zahlreichen deut-
schen Städten demonstrierten 
Tausende von Menschen gegen 
die Sammelabschiebungen. Es 
bleibt zu hoffen, dass die SPD/
Grünen-Landesregierung in Kiel 
auch nach der Landtagswahl im 
Mai sich gegen die Abschiebun-
gen nach Afghanistan sperrt. 


